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men auf – auf Kosten der Unternehmen, 
die dadurch plötzlich hoch verschuldet
sind. Wertvolle Vermögenswerte wie der 
Immobilienbesitz werden nach dem Auf-
kauf direkt aus dem Unternehmen heraus-
gelöst. Gewinne werden über Gewinn-
verschiebungen und Steuervermeidungs-
strategien direkt zu den Investoren trans-
feriert, anstatt sie zu versteuern.

In der Regel stößt der Finanzinvestor das 
gekaufte Unternehmen nach fünf bis
zehn Jahren wieder ab, entweder durch 
Verkauf oder einen Börsengang. Dann 
wollen nämlich auch die Anleger ihre Ren-
dite ausgezahlt bekommen. Der Zyklus 
solcher Investoren ist ein auf kurzfristige 
Pro� te ausgelegtes Geschäftsmodell, das 
darauf beruht, ursprünglich gesunde Un-
ternehmen mithilfe eines „ungesunden“ 
Geschäftsmodells auszupressen – zulasten
der Patientinnen und Patienten, der Beleg-
schaft und der Gesundheitsversorgung.

Dem Private-Equity-Kaufrausch 
etwas entgegenstellen

Klar ist: Investitionen in die P� ege- und 
Gesundheitsbranche muss es geben, der 
Bedarf ist groß. Doch interessierte Finanz-
investoren müssen sich Fragen gefallen 
lassen. Zum Beispiel: Wer pro� tiert wirk-
lich von dem Geld, das wir jeden Monat 
in unser Gesundheitssystem stecken? Wie 
können wir sicherstellen, dass unser Geld 
dort landet, wo es hingehört – bei den 
Patienten und P� egebedürftigen – und 
nicht in Steueroasen?

Will man dem Private-Equity-Kaufrausch 
etwas entgegenstellen, braucht es gesetz-

liche Rahmenbedingungen – damit pri-
vate Investitionen im Gesundheitssystem 
der Gesellschaft dienen und in diesen Sek-
toren verbleiben. Einige Praktiken müssen 
überdacht werden – zum Beispiel die, 
dass Investoren kaum mit ihrem eigenen 
Geld für das Geschäftsmodell haften, das 
sie Unternehmen aufzwingen. Praktiken, 
mit denen Private-Equity-Firmen Gewinne
am Fiskus vorbei aus dem Gesundheits- 
und P� egebereich ziehen, müssen vom 
Gesetzgeber abgestellt werden.

Debatte über Finanzierung 
des Gesundheitswesens nötig

Wir brauchen eine gesellschaftliche De-
batte darüber, wo und wie in das Ge-
sundheitswesen investiert werden soll – 

und wo klare Grenzen gezogen werden. 
Solange Investitionen in diesen Grenzen 
getätigt werden, können sich verschie-
dene Akteure daran beteiligen. Ob die 
Private-Equity-Firmen dann noch Interesse
hätten, ist fraglich. Die Antwort darauf 
könnte entscheidend für die Zukunft der 
Gesundheitsversorgung in unserer altern-
den Gesellschaft sein.

Aurora Li
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Addendum zu Aurora Lis Kommentar 
von BLZK-Präsident Dr. Dr. Frank Wohl

Frau Li trifft mit ihrem klugen Kommentar den Kern 
des Problems, das investorengesteuerte Medizinische 
Versorgungszentren (iMVZ) für das deutsche Gesund-
heitswesen darstellen. Das Verschieben von Gewinnen 
in Steueroasen wie die Cayman Islands ist nur ein – 
allerdings ein besonders unappetitlicher – Aspekt der 
Problematik.

Die zahnmedizinische Versorgung in Deutschland braucht kein Kapital von Investoren, die 20 Pro-
zent Rendite auf das zur Verfügung gestellte Geld erwarten und deren Anlagehorizont nicht 
viel länger ist als eine Facharztausbildung.

Bundesgesundheitsminister Karl Lauterbach hatte bereits im Dezember 2022 mit großer Geste 
einen Stopp dieses wilden Treibens angekündigt: „Pro� torientierte Ketten von Arztpraxen feiern 
wahrscheinlich ihr letztes schönes Weihnachten. Schon bald kommt das Ende.“ Für das erste 
Quartal 2023 hatte der SPD-Politiker einen Gesetzentwurf versprochen, „der den Einstieg die-
ser Heuschrecken in Arztpraxen unterbindet“.

Passiert ist – nichts!

Die rasante Vermehrung der iMVZ gefährdet die � ächendeckende zahnmedizinische Versorgung 
in Bayern. Zahnarztpraxen gehören in Zahnarzthand. Der ländliche Raum ist für die Betreiber von 
iMVZ uninteressant. Sie wählen als Standorte nur größere Städte; die Ballungsräume sind die 
Ein� ugschneisen der Finanz-Heuschrecken.

Vorschläge zur Regulierung liegen schon längst auf dem Tisch. Lauterbach muss endlich liefern. 
Den Grund hat er selbst am 25. Dezember 2022 auf X (vormals Twitter) genannt: „Weniger 
Gier, mehr Menschlichkeit braucht unser Gesundheitssystem.“

„WENIGER GIER, MEHR MENSCHLICHKEIT“: 
LAUTERBACH LIEFERT NICHT
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